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Noch ist offiziell Herbst – doch schon hält der Winter 
vielerorts in Deutschland    Einzug. So auch am 
Schloss Solitude in der  Landeshauptstadt
Aus aller Welt

Schnee und Eiseskälte
 statt Schmuddelwetter

BERLIN. In einer Regierungserklärung vor 
dem Bundestag hat Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD) die Bürger auf die schwierigen 
Folgen des verfassungswidrigen Haushaltes 
seiner Regierung  eingestimmt. Das Urteil 
aus Karlsruhe  schaffe eine „neue Realität“, 
die es „schwieriger macht, wichtige und 
weithin geteilte Ziele für unser Land zu er-
reichen“, sagte Scholz über die Entscheidung 
der  Verfassungsrichter. Diese untersagten 
eine nachträgliche Umwidmung von Coro-
nakrediten in Höhe von 60 Milliarden Euro  
für den Klimaschutz.  Die Opposition ging 
mit Scholz hart ins Gericht.

Anders als Vertreter der Koalitionspart-
ner FDP und Grüne vermied der Kanzler, die 
vom Verfassungsgericht verworfene Haus-
haltspraxis seiner Regierung im Nachhinein 
als Fehler zu bezeichnen. Er sagte lediglich: 
„Mit dem Wissen um die aktuelle Entschei-
dung hätten wir im Winter 2021 andere We-
ge beschritten –  Wege, die das Gericht in sei-
nem Urteil ebenfalls gewiesen hat.“

Die Opposition quittierte die Äußerun-
gen des Kanzlers im Plenum stellenweise mit 
Hohngelächter. Sie warf ihm in der anschlie-

ßenden Debatte vor, klare Positionierungen 
zu vermeiden –  etwa in der Frage, ob der Etat 
2024 wieder die Regeln der Schuldenbremse 
einhält, oder in der Frage, welche Haushalts-
prioritäten die Koalition angesichts der en-
ger werdenden Finanzspielräume setzt.

Oppositionsführer Friedrich Merz (CDU) 
sprach Scholz die Eignung für das Kanzler-
amt ab. „Die Schuhe, in denen Sie stehen als 
Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland, sind Ihnen mindestens zwei 
Schuhnummern zu groß.“ 

Klarheit über die Gestaltung des Haus-
halts für das Jahr 2024 brachte die Debatte 
nicht. SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich 
sprach sich dafür aus, die Schuldenbremse 
im kommenden Jahr abermals auszusetzen 
und zudem „grundsätzliche Korrekturen“ an 
der Regelung vorzunehmen, weil sie den 
Haushaltsspielraum zu sehr einschränke. 

FDP-Fraktionschef Christian Dürr sprach 
sich hingegen dafür aus, die Schuldenbrem-
se zu verteidigen. „In der Koalition gibt es 
unterschiedliche Meinungen dazu“, räumte 
der liberale Politiker ein. AFP/red
Leitartikel

Merz zu Kanzler Scholz: 
„Sie können es nicht“ 
Der Regierungschef  stimmt Bürger  wegen des verfassungswidrigen Haushalts der Ampel  auf   schwierige 
Folgen   ein – Lösungen für die Krise   präsentiert er nicht.  Die Opposition reagiert mit Hohngelächter. 

„Deutschland steht    vor  
Herausforderungen, 
wie unsere Republik sie 
in dieser Konzentration 
und Härte wohl noch 
nicht erlebt hat.“
Olaf Scholz (SPD), 
Bundeskanzler

Kommentar

Von Kerstin Dolde

Er ist kein Opfer, er ist Täter. Der Schaden, 
den Gil Ofarim dazu angerichtet hat, ist im-
mens. Der C-Promi hat nicht nur sich sehr 
tief in den Schlamassel geritten, er hat Be-
schuldigungen zu Unrecht lanciert und da-
mit auch die Menschen jüdischen Glaubens 
mehr als nur brüskiert. Der 41-Jährige hat die 
Antisemitismusvorwürfe gegen das Leipzi-
ger Hotel Westin lediglich ersponnen. Der 
Sänger und Let’s-Dance-Sieger 2017 gab  vor 
Gericht überraschend zu: Er hatte gelogen. 

Ofarim hatte im Prozess wegen Verleum-
dung und falscher Verdächtigung am Land-
gericht Leipzig am Dienstag somit doch noch 
eingeräumt, dass die Vorwürfe der Anklage 
gegen ihn zuträfen und er nicht wegen seiner 
Kette mit dem Davidstern abgewiesen wor-
den sei. Zugleich entschuldigte er sich bei 
dem Hotelmanager, dem er in einem vielauf-
gerufenen Video Antisemitismus vorgewor-
fen hatte. Das Verfahren gegen Ofarim wurde 
damit eingestellt.

Das Hotel und dessen Angestellter, die 
heftig attackiert worden waren, können sich 
nun rehabilitiert fühlen. Für die jüdische Ge-
meinschaft in Deutschland sind die Gel-
tungssucht und die falsche Verdächtigung 
durch Gil Ofarim schrecklich. Zu recht stellt 
der Zentralrat der Juden klar:  Der Musiker 
habe neben der Öffentlichkeit auch die jüdi-
sche Gemeinde belogen. „Damit hat Gil Ofa-
rim all denen, die tatsächlich von Antisemi-
tismus betroffen sind, großen Schaden zuge-
fügt.“ Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Kein Opfer,
sondern Täter
Gil Ofarim gibt seine  Lüge zu  – doch 
dem Kampf gegen den Antisemitismus 
hat er schweren Schaden zugefügt.

Von Andreas Geldner 

STUTTGART. Um die Perspektiven der Inter-
nationalen Bauausstellung IBA’27 in Stutt-
gart und der Region ist ein heftige Diskus-
sion entbrannt. Der Hauptsponsor des 
Events, die Stuttgarter Baufirma Wolff & 
Müller, hat sich   als Förderer zurückgezogen, 
gepaart mit  Kritik an der  Stadt Stuttgart. 

Geschäftsführer Albert Dürr wirft der 
Stadt mangelndes Engagement vor.  Man 
agiere zu bürokratisch, und es fehle an einer 
übergreifenden Vision. Diese Vorwürfe hat 
die Stadt energisch zurückgewiesen.  Sie 
würden nicht berücksichtigen, dass acht der 
23 IBA-Vorhaben in Stuttgart liegen. 

 Die Entscheidung von Wolff & Müller sei 
kurios, sagte   der Stuttgarter Baubürgermeis-
ter Peter Pätzold (Grüne) auf einer Sitzung 
des Ausschusses:  „Das muss mir jemand er-
klären, wenn einer aussteigt, um dann verbal 

das Vorhaben doch zu unterstützen.“ Die 
Stadträte übten ihrerseits massive  Kritik an 
der Stadt. Als „hochgradig peinlich“ be-
zeichnete Hannes Rockenbauch (Die FrAkti-
on, Linke, SÖS, Piraten, Tierschutzpartei) 
das bisherige Erscheinungsbild der Stadt.  
Gar vom „Tod der IBA in Stuttgart“ sprach 
auch Armin Serwani (FDP). Projekte, bei 
denen die Stadt Projektträger ist, wie die 
Neugestaltung des Leonhardsviertel rund 
um das Züblin-Parkhaus oder ein Gebiet an 
den Wagenhallen kommen nicht wirklich vo-
ran. Die IBA-Referenzprojekte, die besser 
laufen, werden von Baugenossenschaften 
verantwortet.

Die IBA-Leitung bedauert den Ausstieg 
und hofft auf eine  Rückkehr des Sponsors. 
Wolff & Müller hält sich diese Option offen. 
Es brauche nun einen Schulterschluss aller 
Beteiligten, sagte die kaufmännische Ge-
schäftsführerin der IBA, Karin Lang.   

IBA-Hauptsponsor  steigt 
aus –  Stuttgart in der Kritik
Wolff & Müller zieht sich  als Förderer der Bauausstellung zurück – 
Baubürgermeister der Landeshauptstadt steht unter Druck.

GÜTERSLOH . Trotz Fortschritten beim Kita-
ausbau fehlen in Deutschland nach Berech-
nungen der Bertelsmann-Stiftung rund 
430 000 Betreuungsplätze. Mit etwa 386 000 
entfalle ein Großteil auf die westlichen Bun-
desländer, teilte die Stiftung  in Gütersloh 
mit. Im Osten fehlten 44 700 Kitaplätze. Der 
seit 2013 geltende Rechtsanspruch auf eine 
Betreuung auch von unter Dreijährigen kön-
ne „für Hunderttausende Kinder nicht erfüllt 
werden“, erklärte die Stiftung weiter.

Aufgrund der fehlenden Betreuungsplät-
ze und einem unzureichenden Personal-
schlüssel befinde sich Deutschland in einer  
„Notsituation“, der mit einem Mix aus lang-
fristigen sowie kurzfristigen Maßnahmen 
begegnet werden müsse.  Die Situation sei  für 
Kinder und Eltern wie auch für das vorhan-
dene Personal untragbar geworden. dpa

„Notsituation“: 
Hunderttausende 
Kitaplätze fehlen
Der Rechtsanspruch auf eine 
Betreuung  der Jüngsten bringt nix – 
zeigt eine Bertelsmann-Studie.

STUTTGART. Ermittler aus Baden-Württem-
berg haben gemeinsam mit ukrainischen 
Kollegen und  Polizeibehörden aus aller Welt 
eine Gruppe Cyberkrimineller in der Ukraine 
ausgehoben. Fünf Beteiligte wurden  festge-
nommen, ein hoher sechsstelliger Betrag in 
Kryptowährung sichergestellt. Die Männer 
sollen   Hunderte Unternehmen, darunter 
mindestens 15 in Deutschland, erpresst ha-
ben. Sie sollen in deren IT-Systeme einge-
drungen sein, Daten verschlüsselt und Geld 
für deren Freigabe gefordert haben. Einige 
der betroffenen Firmen sind dadurch  in exis-
tenzielle Not geraten. 

Die Zugriffe erfolgten im Rahmen der 
internationalen Ermittlungen rund um die 
bereits im Januar lahmgelegte kriminelle 
Gruppe Hive. jbo

Cyberkriminelle 
in der Ukraine 
festgenommen
Ermittler aus Esslingen sind an  Razzien 
beteiligt. Die Verdächtigen sollen auch 
deutsche Firmen erpresst haben.

STUTTGART. Am Dienstagmorgen hat die 
Bahn eine letzte, rund 90 Quadratmeter gro-
ße, Dachfläche der neuen Bahnsteighalle 
von Stuttgart 21 geschlossen. Von sieben 
Uhr am Morgen an flossen rund 38 Kubikme-
ter Beton an die Stelle. Damit sei der Rohbau 
abgeschlossen, sagte der für diesen S-21-Ab-
schnitt verantwortliche Bauingenieur Mark 
Theilemann. Die Bahn visiert weiter 2025 für 
die Eröffnung des Bahnknotens an, Kritiker 
ziehen diesen Terminplan in Zweifel. mil

   S-21-Bahnhof hat ein 
geschlossenes Dach  

KARLSRUHE/STUTTGART. Kultusministerin 
Theresa Schopper (Grüne) hat im Streit über 
Coronamasken an Schulen ein Machtwort 
gesprochen. „Keine Schülerin, kein Schüler 
und auch keine Lehrkraft, die aus gesund-
heitlichen Gründen eine Maske tragen will, 
wird daran gehindert“, sagte sie. 

Das Regierungspräsidium in Karlsruhe 
hatte unter Verweis auf das Verhüllungsver-
bot an Schulen Masken nur in Einzelfällen 
erlaubt. Das Kultusministerium in Stuttgart 
sieht angesichts der hohen Zahl von Atem-
wegserkrankungen das anders: „Schullei-
tungen müssen den Schutz vulnerabler 
Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte 
ernst nehmen und entsprechende Vereinba-
rungen zum Tragen von Masken treffen.“ kea

Streit über 
Masken in Schulen

Wetter
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Morgen mit 
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Bei uns daheim
Immer donnerstags

Großbottwar

Ibrahim Albakkar hat einen 
langen Weg hinter sich. Nun  
ist  er Friseur in Großbottwar.
Seite 17

Beilstein

Eine Apotheke warnt vor 
Gift in Filz- und Buntstiften. 
Welche Gefahr droht?
Seite 15
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Von Tobias Peter

Als wahrscheinlichstes Bündnis nach der 
Wahl gilt eine Koalition aus Union und SPD. 
Friedrich Merz und die CDU haben jedoch 
verstanden: Es muss für sie neben den So-
zialdemokraten  noch eine andere Option ge-
ben. Sonst könnten sie der SPD nach der 
Wahl auch gleich ein leeres Blatt Papier rei-
chen und sagen: „Schreibt drauf, was ihr 
wollt! Ihr bekommt es alles.“

Wenn Merz nun sagt, in der Außen- und 
Sicherheitspolitik gebe es mehr Gemein-
samkeiten zu den Grünen als zur SPD, ist das 
richtig. Es ist aber auch ein Signal: Wir kön-
nen und wollen uns den Koalitionspartner 
selbstbewusst aussuchen. 

Ein  Bündnis zwischen Union und Grünen 
ist möglich, wie Nordrhein-Westfalen, 
Schleswig-Holstein und Baden-Württem-
berg zeigen. Im Bund sind die Unterschiede  
in der Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik zwar groß. Das gilt aber auch für Union 
und SPD. Der Knackpunkt für Schwarz-Grün 
wäre die Migrationspolitik. Die Grünen ha-
ben sich zu einer härteren Linie bewegt. Um-
fassende Zurückweisungen an der Grenze, 
wie Merz sie fordert,  könnte sie zerreißen.

Auch viele in der Union sind aber über-
zeugt,  dass ihnen Schwarz-Grün im Bund 
schaden würde.  Die eigenen Anhänger wür-
den sich hinterher beklagen: „Erst wählen 
wir CDU, dann bekommen wir die Grünen.“ 
Dass viele das für ein  Unglück halten, dafür 
hat so mancher in CDU und CSU mit aus-
ufernder Anti-Grünen-Rhetorik gesorgt.

Knackpunkt für 
Schwarz-Grün
Merz braucht Optionen nach der Wahl. 
Doch ein Bündnis mit den Grünen 
könnte Wähler und Partei verprellen.

Stuttgart. Die Polizei soll künftig auf öf-
fentlichen Veranstaltungen wie Weih-
nachtsmärkten noch leichter und selbst-
ständiger Waffenkontrollen durchführen 
können. Bislang werden Polizisten bei der 
Durchsetzung von Waffenverboten teils von 
Mitarbeitern von Rathäusern und Landrats-
ämtern begleitet. Man plane, noch vor Weih-
nachten mit einer neuen Verordnung die 
Kommunen zu entlasten, damit die Polizei 
stärker alleine kontrollieren könne, kündigte 
Innenminister Thomas Strobl (CDU) an. 

Die Polizei im Südwesten darf bereits et-
wa bei öffentlichen Veranstaltungen in Waf-
fenverbotszonen oder an gefährlichen Orten 
unbegleitet kontrollieren, das ist im Polizei-
gesetz des Landes geregelt. Daneben gibt es 
das Waffengesetz des Bundes –   es wurde 
nach den Attentaten von Solingen und 
Mannheim verschärft. Nun gibt es der Polizei 
mehr Befugnisse für stichprobenartige und 

anlasslose Waffenkontrollen bei öffentli-
chen Veranstaltungen und in Verbotszonen.

Die aktuelle Änderung des Waffengeset-
zes gilt für öffentliche Vergnügungen, unter 
die auch Weihnachtsmärkte fallen. Hier dür-
fen neben Waffen grundsätzlich auch keine 
Messer mehr mitgeführt werden. 

 Da der zuständige kommunale Ord-
nungsdienst nicht so geschult ist für poten-
ziell gefährliche Lagen, holen sich die kom-
munalen Mitarbeiter häufig die Polizei dazu, 
hieß es aus dem Innenministerium. Das sei 
aber realitätsfern und würde die Ämter über-
fordern, sagte der Landeschef der Deutschen 
Polizeigewerkschaft, Ralf Kusterer.  Deshalb 
sei die geplante Änderung notwendig. 

Die Sicherheitslage auf den Weihnachts-
märkten im Land nannte Strobl angespannt, 
sagte aber: „Es gibt keinen Grund, Angst zu 
haben.“ Die Polizei werde aber alles tun, da-
mit die Weihnachtsmärkte sicher seien. dpa

Mehr Befugnisse für Polizei 
bei Waffenkontrollen
Kommunen sollen bei der Sicherung etwa von Weihnachtsmärkten 
entlastet werden. Innenminister Strobl beruhigt.

Berlin. CDU-Chef und Unions-Kanzlerkan-
didat Friedrich Merz sieht  Schnittmengen 
seiner Partei mit den Grünen. „In der Außen- 
und Sicherheitspolitik gibt es sicher mit den 
Grünen mehr Gemeinsamkeiten als mit der 
SPD“, sagte er der „Bild“. In der Wirtschafts-
politik allerdings sei die CDU „ganz anderer 
Meinung“. Merz kündigte an,  nach der Bun-
destagswahl mit allen „demokratischen Par-
teien der politischen Mitte“ zu sprechen.  Die 
CSU beharrte derweil auf ihrem  Nein zu 
einer schwarz-grünen Koalition.  

Auf parlamentarische Mehrheiten käme 
die Union als in Umfragen aktuell stärkste 
Kraft gegenwärtig sowohl gemeinsam mit 
der SPD (47,5 Prozent) als auch mit den Grü-
nen (44,5 Prozent), wie  eine Umfrage von In-
sa für die „Bild“ zeigt. red/AFP
Kommentar

Merz sieht 
Gemeinsamkeit 
mit Grünen
Grüne oder SPD – die Union ist sich 
uneins, wer als Koalitionspartner 
in Frage kommen könnte. 

Stuttgart. Der Mietspiegel für Stuttgart 
für  2025/26 weist nur gering steigende Miet-
preise aus. Gegenüber dem Zeitraum von  
2022 bis  2024 wuchsen  die Mieten  nur um 
ein Prozent. Die ortsübliche Vergleichsmiete 
beträgt  in den  kommenden zwei Jahren so-
mit  11,15 Euro pro Quadratmeter.   In den ver-
gangenen zehn Jahren  war die Vergleichs-
miete   um je  sechs bis  7,7 Prozent gestiegen.

Dem Haus- und Grundbesitzerverein ist 
der Anstieg zu wenig, weshalb er den Miet-
spiegel nicht anerkennt. Nach Worten des 
Geschäftsführers Ulrich Wecker falle dieses 
Ergebnis „völlig aus der Zeit“. Er hat deshalb 
ein Gutachten in Auftrag gegeben. Der Mie-
terverein kritisiert die Entscheidung. Am 
Freitag wird der Mietspiegel im Wirtschafts-
ausschuss beschlossen. red

Mietpreisspiegel: 
Ärger über 
geringen Anstieg  
Der Haus- und Grundbesitzerverein 
erkennt den neuen Mietpreisspiegel 
für Stuttgart nicht an. Es droht Streit.

Wien. Die italienische Justiz hat Haftbefehl 
gegen den österreichischen Unternehmer 
René Benko erlassen, Gründer der insolven-
ten Immobilien- und Handelsgruppe Signa. 
Die Trienter Staatsanwaltschaft verweist auf  
Ermittlungen über  Immobilienspekulatio-
nen in den Regionen Trentino und Südtirol, 
so die Nachrichtenagentur Ansa. In der 
Stuttgarter Innenstadt besaß Signa auch das 
Grundstück der ehemaligen Sportarena. Die 
Baustelle steht   seit Monaten still. red/dpa

Italien:  Haftbefehl 
gegen René Benko
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Wolkig, im Süden 
mit Regen, im Bergland 
Schnee

Kontakt

Redaktion: 0711 / 72 05 – 0    
Leserservice (Abo): 0711 / 72 05 – 61 61

Berlin. Fußballfans können laut „Bild“  
auch künftig  Bundesliga-Höhepunkte in der 
„Sportschau“ sehen. Die ARD darf demnach 
bis  2029 zeitnahe Zusammenfassungen zei-
gen. Der öffentlich-rechtliche Sender habe 
sich angeblich die  Medienrechte gegenüber 
dem Mitbewerber RTL für vier Spielzeiten 
gesichert und könne weiterhin am Samstag 
die   Bilder im Free-TV anbieten, heißt es. 

 Die ARD äußerte sich  nicht dazu. Laut der 
Zeitung kann die Deutsche Fußball Liga 
(DFL) die Einnahmen beim Verkauf der 
deutschsprachigen Medienrechte an der 
Bundesliga und der 2. Liga  stabil halten. Die 
Erlöse der Auktion für die Spielzeiten bis 
2028/29 sollen bei mehr als einer Milliarde 
Euro pro Saison liegen. dpa

Bundesliga-Rechte 
wohl wieder an ARD

Baden-Württembergs Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann hat 

ein Auge auf die Kultur.
Montage: Sebastian Ruckaberle

Kiew/Brüssel. Die von Russland angegrif-
fene Ukraine will keine anderen Sicherheits-
garantien als eine Nato-Mitgliedschaft ak-
zeptieren. Dies sei die einzig reale Abschre-
ckung weiterer russischer Aggression, hieß 
es in einer Erklärung des Außenministe-
riums in Kiew am Tag des Treffens der Nato-
Außenminister in Brüssel.  Im Gegenzug sei 
Präsident Wolodymyr Selenskyj  bereit, auf 
von Moskau eroberte Gebiete bei möglichen 
Verhandlungen vorerst zu verzichten.

Dass die Ukraine aber nicht mit einer 
schnellen Nato-Beitrittseinladung rechnen 
kann, machte Bündnis-Generalsekretär 
Mark Rutte in Brüssel deutlich. Man wolle 
über mehr Militärhilfen für Kiew beraten. 
Der Kreml hatte   einen Beitritt eine „inakzep-
table Bedrohung“ genannt. dpa/AFP

Ukraine will nur 
Mitgliedschaft in 
Nato akzeptieren
Ein Nato-Treffen in Brüssel stellt einen 
schnellen Ukraine-Beitritt nicht in 
Aussicht. Kurz zuvor drohte der Kreml. 

Von Annika Grah

Stuttgart. Kulturförderung hat auch in Ba-

den-Württemberg keinen leichten Stand.   

Nur knapp jeder dritte Befragte im aktuellen 

BaWü-Check ist der Auffassung, dass das 

Land ausreichend Geld für Kunst und Kultur 

ausgibt. Nur jeder Vierte findet, dass mehr 

Geld in den Bereich fließen sollte. Und 20 

Prozent sind der Ansicht, dass  Baden-Würt-

temberg  weniger Geld in die Kulturförde-

rung stecken sollte. Das ist das Ergebnis des  

BaWü-Checks, der Umfrage des Instituts für 

Demoskopie in Allensbach im Auftrag ba-

den-württembergischer Tageszeitungen. 

Wenigstens die Hälfte der Befragten ist 

der Ansicht, dass Förderung und Unterstüt-

zung von Kultureinrichtungen Aufgabe des 

Landes ist. Nur jeder Vierte findet das nicht. 

Und noch einmal ein Viertel ist unentschie-

den. Vor allem Jüngere und Kulturinteres-

sierte sehen den Staat in der Verantwortung. 

Bei den Unter-30-Jährigen sind 67 Prozent 

der Ansicht, dass der Staat Kunst und Kultur 

fördern sollte. 

Im Vergleich zu anderen staatlichen Auf-

gaben fallen die Kultureinrichtungen aller-

dings weit ab. Knapp zwei Drittel der Befrag-

ten sind  der Ansicht, dass das Land bei Kul-

tureinrichtungen wie Theatern oder Museen 

eher sparen soll. Nur 37 Prozent finden, der 

Staat sollte hier mehr Geld ausgeben. Nur bei 

großen Bauprojekten hätten noch mehr 

Menschen im Land   lieber, dass der Staat 

spart. Anders sieht die Unterstützung bei  Ge-

sundheitseinrichtungen, der Ausstattung 

von Schulen oder der Ausstattung der Polizei 

aus. Hier finden 80 bis 90 Prozent der Befrag-

ten, dass das Land eher mehr Geld in die 

Hand nehmen sollte. 

Dabei gehen die Menschen im Südwesten  

am seltensten in die Oper oder ins Ballett 

und am häufigsten ins Kino oder in die Bib-

liothek. Trotzdem fällt das Urteil, welche Ins-

titutionen Fördermittel erhalten sollten, un-

einheitlich aus. Während 32 Prozent mei-

nen, dass vor allem Einrichtungen gefördert 

werden sollen, die viel Publikum anziehen, 

halten es 28 Prozent für angemessen, wenn 

möglichst viele Institutionen Mittel erhal-

ten. 22 Prozent fänden es am besten, wenn  in 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten steckende 

Einrichtungen unterstützt würden.

Leitartikel

Jeder Fünfte würde bei 
Kulturförderung sparen

Zwar hält jeder Zweite im aktuellen BaWü-Check Kulturförderung für eine Staatsaufgabe. 
Doch vor allem bei großen Kultureinrichtungen finden viele, man könnte sparen. Regensburg. Der VfB Stuttgart hat auch 

nach einer Radikal-Rotation das DFB-Pokal-
Viertelfinale erreicht und darf weiter von der 
Reise nach Berlin träumen. Ohne Alexander 
Nübel, Maximilian Mittelstädt oder Ermedin 
Demirovic in der Startelf setzte sich der  
Champions-League-Starter souverän mit 
3:0 (2:0) beim chancenlosen Zweitliga-
Schlusslicht SSV Jahn Regensburg durch.

Drei Tage vor dem Bundesliga-Heimspiel 
gegen den 1. FC Union Berlin war auch eine 
auf sieben Positionen veränderte Stuttgarter 
Startelf mindestens eine Klasse zu stark für 
die Oberpfälzer, die sich nun ausschließlich 
auf ihr kompliziertes Projekt Klassenerhalt 
konzentrieren können. Ihren Kontrahenten 
im Viertelfinale erfahren die Stuttgarter bei 
der Auslosung am 15. Dezember. dpa

DFB-Pokal: 
VfB spaziert ins 
Viertelfinale
Die Stuttgarter zeigen mit einem 3:0 
gegen Regensburg einen deutlichen 
Klassenunterschied.

Umfrage zur Zuständigkeit

%

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre
Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6184/III

„Sollte Kulturförderung Aufgabe
des Staates sein?“

unentschieden
25

50
ja

25
nein
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67
Prozent der Befragten im Alter 

unter 30 Jahren finden, 
dass der Staat Kunst und 

Kultur fördern sollte.

32
Prozent der Befragten  meinen, 
dass vor allem Einrichtungen 
gefördert werden sollen, die 

viel Publikum anziehen.

DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten – Stuttgarter Nachrichten Verlagsgesellschaft mbH
Eine Dienstleistung des SZ-Archivs

yeiting
301.0..STN20241204S9979373

http://www.sz-content.de

